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Leitfaden: Liegt der Tatbestand einer Beihilfe vor?                                                          SMWA 44, Stand 4.2.2026 

Ausgangspunkt jeder beihilferechtlichen Prüfung ist die Frage, ob die vorgesehene Finanzierung/Förderung eine staatliche Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) darstellt. Danach liegt eine Beihilfe vor, wenn ein bestimmtes Unternehmen oder ein Produktionszweig durch staatliche Mittel marktunüblich begünstigt wird, soweit 

dadurch potenziell der Wettbewerb verfälscht und der Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt wird. Nur wenn alle Prüfkriterien mit ja beantwortet werden, liegt tatbestandlich eine Beihilfe 

vor.  

 

Wirtschaftliche Tätigkeit  
= jede Tätigkeit, die im Anbieten von Waren  
und Dienstleistungen auf einem Markt besteht.  
 

Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 
Im beihilferechtlichen Sinne ist jede Einheit „Unternehmen“, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. Irrelevant ist 
die Rechtsform (auch BgA, gGmbH. e.V. etc.). Ordnungsgemäße Trennung der Buchführung kann die Betrach-
tung auf die wirtschaftlichen Tätigkeiten einer Einheit fokussieren. Zu Nebennutzungen/ Zusatzleistungen verglei-
che den Annex! Ferner kann eine vergünstigte Vermietung außer Betracht bleiben, wenn sie einer direkten För-
derung der mietenden Einheit, z.B. Kita, gleichkommt (gilt nicht für Wohnungsmarkt!).  
 

a) Mit der Tätigkeit werden Einnahmen erzielt, 
ODER  

 

Der Begriff der Einnahmen umfasst jeden Mittelzufluss, unabhängig von Bezeichnung und Rechtsgrundlage, also 
z.B. auch Gebühren und Beiträge. 

b) Verzicht auf Einnahmen, jedoch Einnahmen-
erzielung ist marktüblich, ODER 

Irrelevant, ob auf Einnahmen verzichtet wird, wenn private Anbieter auf dem Markt üblicherweise Einnahmen er-
zielen. Einnahmen marktüblich, z. B.: Parkhäuser, Zoo, Vermietung von Büroräumen. (Gegenbeispiele: Einnah-
men nicht marktüblich, z. B.: Parkplätze (Bewirtschaftung ist kein Marktstandard, es gibt auch nicht bewirtschaf-
tete Parkplätze), kostenlos öffentlich zugängliche Parks, Radwege)  
 
Ggf. auch „nicht marktgängig“, wenn bei einer Leistung - wie einer Veranstaltung - aufgrund ihrer Ausgestaltung 
eine Vergütung nicht durchsetzbar erscheint, z. B. öffentlich zugängliche Infoveranstaltung/Beratung zu allgemei-
nen Themen  
 

c) Verbindung der Maßnahme mit einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit 

Verbindung zu einer wirtschaftlichen Tätigkeit, z.B.: Studie mit geschäftsrelevanten Ergebnissen (Geschäftsin-
terna, die nicht veröffentlicht werden dürfen), Hotelspielplatz oder Hotelparkplatz, Privatweg des Unternehmens. 
(Gegenbeispiele: Keine Verbindung zu einer wirtschaftlichen Tätigkeit: Studie mit allgemeinen Ergebnissen 
(Veröffentlichung)/ Politikberatung, z. B. „Belebung der Innenstadt“, öffentlicher Spielplatz, nicht bewirtschafteter 
Parkplatz) 
 

Marktumfeld  
 

 

a) Wirtschaftliche Tätige auf einem Markt Wirtschaftliche Tätigkeiten finden üblicherweise in einem Marktumfeld statt. Eine Ausnahme kann aber ange-
nommen werden, wenn die öffentliche Hand sich entscheidet, Leistungen intern zu erbringen, z.B. IT-Abteilung 
der Kommunalverwaltung, Wäscherei des beihilfefreien (s. unten Prüfkriterium 6) kommunalen Krankenhauses  
 

b) Ausnahmen   

Fallgruppe 1): staatlicher Kernbereich Staatlicher Kernbereich ist nicht gleichzusetzen mit kommunaler Pflichtaufgabe, sondern enger:  
Beispiele für staatlichen Kernbereich: Polizei, Feuerwehr, allgemeine Verwaltung, Strafvollzug, Erschließung von 
Gewerbeflächen durch die Gemeinde (nicht der anschließende Verkauf!) 
 
(Gegenbeispiele: Kein staatlicher Kernbereich, sondern Marktumfeld z.B.: Rettungsdienst, privater Sicherheits-
dienst, Betriebsfeuerwehr, Erschließung von Gewerbeflächen „nach Maß“ (für konkretes Unternehmen)  
 

Prüfkriterium 1:  

Wirtschaftliche Tätig-

keit in einem Markt-

umfeld 

Falls nein, Prüfung be-

endet – keine Beihilfe 
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Fallgruppe 2): Sonderbereiche „kein Marktumfeld“ 
 
 
 
 

Jeweils, sofern über 50 % öffentlich finanziert  
 
Innerhalb des nationalen Bildungssystems organisiert und vom Staat beaufsichtigt (öffentliche und staatlich aner-
kannt Einrichtungen) und über 50 % öffentlich finanziert, konkret:  
Erstausbildung, also Kita, Hort, Schule, duale Ausbildung, Hochschule, ferner VHS als Sonderfall im Weiterbil-
dungsbereich („Vierte“ Säule des staatlichen Bildungsbereichs) 
 
 
Einrichtungen wie Museen, Theater, etc. und ebenso kulturelle Veranstaltungen wie Konzerte, Aufführungen und 
Ausstellungen, sofern über 50 % öffentlich finanziert 
 
 
 
Einrichtungen, Veranstaltungen und Tätigkeiten, die dem Naturschutz dienen, aber Vorsicht bei damit nicht un-
trennbar verbundenen „normalen“ wirtschaftlichen Tätigkeiten (wie Holz- oder Honigverkauf)      
 

 

Begünstigung eines Unternehmens (Vorteil) 
Vorteil = jede wirtschaftliche Vergünstigung, die ein 
Unternehmen unter normalen Marktbedingungen, 
d. h. ohne Eingreifen des Staates, nicht erhalten 
könnte 
 

Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 
Verbleibt ein Vorteil nicht beim Erstempfänger, kann eine mittelbare Beihilfe vorliegen. Es ist daher erforderlich, 
einen Sachverhalt darauf hin zu prüfen, bei wem letztlich marktunübliche Vorteile aus dem öffentlichen Mittelein-
satz ankommen und außerdem, ob dies auch Zweck der Maßnahme ist. Bloße sekundäre Auswirkungen, die mit 
nahezu jedem staatlichen Mitteleinsatz verbunden sind (z.B. Eisverkäufer erzielt nach Sanierung der Promenade 
einen höheren Umsatz), bleiben außer Betracht.  
      

Wird die wirtschaftliche Tätigkeit marktunüblich 
begünstigt?  

Mittelzuflüsse z. B.:  
- Verlorener Zuschuss,  
- Kapitalzuführung an Gesellschaft, Umlagen an Zweckverband, jeweils, wenn nicht marktübliche Vor-

teile / Rendite zu erwarten,  
- Sacheinlagen (geldwerte Zuflüsse), wie Einbringung von Grundstück in Gesellschaft zu nicht marktüb-

lichen Konditionen 
 
Einnahmeverzicht z. B.:  

- Zinsverbilligtes Darlehen (bzw. Darlehen, das am Markt gar nicht zu bekommen wäre) 
- Bürgschaft, deren Konditionen nicht im Einklang mit der Bürgschaftsmitteilung stehen 
- Vergünstigte Verträge jedweder Art 
- Privatisierung zu marktunüblichen Konditionen  

 

Demgegenüber: Marktüblichkeit kann bejaht wer-
den: Handelt die Gemeinde als normaler Marktteil-
nehmer?  
(sog. „marktwirtschaftlich handelnder Wirtschafts-
beteiligter/Kapitalgeber“ (MEOT)) 

Hinweis: In der Zuschuss-Förderung nicht möglich.  
 
Ja, wenn:  

- „Pari passu“: Im Kern, wenn die Transaktion von öffentlichen Stellen und privaten Wirtschaftsbeteilig-
ten zeitgleich und zu gleichen Bedingungen („pari passu“) durchgeführt wird ODER  

- Ausschreibung: wenn Verkauf und Kauf von Vermögenswerten, Waren und Dienstleistungen in ei-
nem wettbewerblichen, transparenten, diskriminierungsfreien und bedingungsfreien Ausschreibungs-
verfahren erfolgt (Zuschlag auf das höchste glaubwürdige und verbindliche Angebot) – wenn nur ein 
Angebot vorliegt dann i.d.R (-), ODER  

- „Benchmark“: Prüfung anhand der Bedingungen, zu denen vergleichbare Transaktionen von ver-
gleichbaren privaten Wirtschaftsbeteiligten in einer vergleichbaren Lage vorgenommen wurden ODER 

- „Rendite“: Marktübliche Rendite zu erwarten, z.B. Eigenkapital für gesundes Tochterunternehmen   

Kultur  

Bildung  

Naturschutz 

Prüfkriterium 2:  

Begünstigung einer 

wirtschaftlichen Tätig-

keit  

Falls nein, Prüfung be-

endet – keine Beihilfe 
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Staatliche Mittel  Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 

Wird der Vorteil wird unmittelbar oder mittelbar aus 
staatlichen Mitteln gewährt? 
 
Kann die öfftl. Stelle die Mittel „steuern“, d.h. ste-
hen die Mittel in der Verfügungsgewalt der öffentli-
chen Stelle? 
 

Gemeint sind Mittel in der Verfügungsgewalt Deutschlands. 
 
Irrelevant ist die Mittelherkunft (EU, Bund, Land oder Kommune), soweit Bewilligung im Mitgliedstaat (z.B. Kom-
mune), also nicht durch EU selbst 
 
Achtung: Öffentliche Unternehmen können Beihilfenempfänger, aber auch Beihilfengeber sein, wenn sie dritte 
Unternehmen marktunüblich begünstigen, z.B. durch marktunüblich günstige Preisgestaltung. 
 

 

 

Selektivität  Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 

Werden nur bestimmte Unternehmen oder Wirt-
schaftszweige begünstigt?  

Das Prüfkriterium hat bei Zuschüssen und Einzelfallentscheidungen keine praktische Relevanz, da eine Selekti-

vität nur bei Gleichbehandlung aller vergleichbaren Unternehmen ausgeschlossen werden kann -  relevantes 

Kriterium im Kern nur bei der Ausgestaltung von Steuern und Abgaben,  

 

 

 

Potenzielle Wettbewerbsverfälschung Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 

Ist die Maßnahme geeignet, die Wettbewerbsposi-
tion des Empfängers gegenüber Wettbewerbern 
zu verbessern? 
 

Das Prüfkriterium ist im Regelfall erfüllt, da zu Prüfkriterium 1 bereits das Marktumfeld festgestellt worden ist.  

Ausnahme: rechtliches oder „natürliches“ Mono-
pol 
 
 

Einziger wichtiger Fall eines sog. natürlichen Monopols bislang: Wasser- und Abwassernetze (einschließlich 
Klär- und Wasserwerke) deren Errichtung (aber nicht deren Betrieb!) mangels potenzieller Wettbewerbsverfäl-
schung beihilfefrei ist  
 
.  

 

  

Prüfkriterium 3:  

Staatliche Mittel  

Falls nein, Prüfung been-

det – keine Beihilfe 

 

Prüfkriterium 4:  

Selektivität  

Falls nein, Prüfung been-

det – keine Beihilfe 

Prüfkriterium 5:  

Potenzielle Wettbe-

werbsverfälschung  

Falls nein, Prüfung be-

endet – keine Beihilfe  
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Potenzielle Handelsbeeinträchtigung  Erläuterungen/ Hinweise, Beispiele 

 
 

Bei gewerblichen Unternehmen in der Regel gegeben, Betrachtung nicht nur der Nachfrage, sondern auch des 
Wettbewerbs auf der Anbieterseite, d.h.: Sind deutsche Unternehmen auch auf ausländischen Märkten aktiv und 
/ oder sind ausländische Unternehmen auf dem relevanten deutschen Markt vertreten? – Gute Marktkenntnis 
erforderlich, wenn die potenzielle Handelsbeeinträchtigung ausgeschlossen werden soll.  
 
Die geringe Höhe einer Beihilfe oder geringe Größe des begünstigten Unternehmens schließen eine potenzielle 
Handelsbeeinträchtigung nicht per se aus.  
 
Bsp.:  

- örtlicher Reifenhändler steht in Konkurrenz mit Onlinehändlern  
- lokales Mineralwasser steht im Supermarkt neben französischem Mineralwasser 
- deutscher Wohnungsmarkt ist kein lokaler Markt 

 
Die KOM hat jedoch für einige weniger binnenmarktrelevante Fallgruppen – siehe nachstehend – die Prüfung 
vereinfacht.   
 

Ausnahmen „nur lokale Auswirkungen“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Voraussetzungen:  
- Unternehmen bietet Waren oder Dienstleistungen nur in einem geografisch begrenzten Gebiet in 

Deutschland an und   
- es ist unwahrscheinlich, dass das Unternehmen Kunden aus anderen Mitgliedstaaten gewinnen 

würde, sowie  
- es ist nicht davon auszugehen, dass die Maßnahme mehr als marginale Auswirkungen auf grenzüber-

schreitende Investitionen oder die Niederlassung von Unternehmen in Deutschland haben würde.  
 
 
Bsp.: lokales Schwimmbad, Sporthalle, wenn diese durch Schulen und die lokale Bevölkerung (auch Vereine) für 
Amateursport genutzt werden, Tierpark Nicht: Nutzung auch für Profisport oder aus sonstigen Gründen nen-
nenswerte Besucherzahl aus anderem Mitgliedstaat 
 
 
Sofern nicht „groß und renommiert“ und keine intensive Werbung außerhalb des Einzugsgebiets in Deutschland 
 
 
Angebot der üblichen medizinischen Leistungen für die örtliche Bevölkerung  
Bsp.: Arztpraxen, Ärztehaus, Ambulanzen, Reha, Krankenhäuser  
 
Aber: (-): Nennenswerte Nachfrage aus anderem Mitgliedstaat wegen Grenznähe oder Spitzenmedizin  
 
 
Räume, bei denen es aufgrund des Standorts und der Größe unwahrscheinlich ist, dass Nutzer von z. B. Ta-
gungszentren in anderen Mitgliedstaaten abgeworben werden  
 
z. B. Gemeindesaal, der für Hochzeiten/Familienfeiern und Schulabschlussfeier der lokalen Bevölkerung genutzt 
wird  
 

 

Sport- und Freizeiteinrichtungen 

Kultur 

Krankenhäuser, Gesundheits-

einrichtungen 

Tagungszentren, Stadthallen, 

Veranstaltungsräume 

Prüfkriterium 6: 

Potenzielle Handelsbe-

einträchtigung  

Falls nein, Prüfung been-

det - keine Beihilfe   
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Annex 

 

Sofern eine Infrastruktur - das ist im Beihilferecht alles, was nicht exklusiv nur einem Unternehmen dient -  sowohl wirtschaftlich als auch nicht-wirtschaftlich genutzt wird, kann insgesamt 

beihilfefrei öffentlich finanziert werden, wenn:  

Getrennte Buchführung vorhanden  Grundvoraussetzung für beide nachstehenden Varianten 
 

Wirtschaftliche Tätigkeit ist Nebentätigkeit  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ODER  
 

Infrastruktur wird fast ausschließlich für eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit genutzt und  
wirtschaftliche Nutzung ist eine reine Nebentätigkeit, d. h., sie ist unmittelbar mit dem Betrieb der Infrastruktur 
verbunden und dafür erforderlich ist oder steht in untrennbarem Zusammenhang mit der nichtwirtschaftlichen 
Haupttätigkeit. Hiervon ist auszugehen:   

- wenn für die wirtschaftliche Tätigkeit die gleichen Produktionsfaktoren (z. B. Materialien, Ausrüstung, 
Personal und Anlagevermögen) erforderlich sind wie für die nicht-wirtschaftliche Haupttätigkeit und  

- Begrenzter Umfang: Inanspruchnahme von max. 20 % der jährlichen Gesamtkapazität der Infrastruktur 
(beliebiger Faktor möglich, wenn er zu sachgerechten Ergebnissen führt, primär räumliche oder zeitli-
che Trennung) durch wirtschaftliche Nebentätigkeiten 

 
z. B. PV-Anlage (wirtschaftliche Tätigkeit) auf dem Rathaus (nicht-wirtschaftliche Tätigkeit)  
Nebentätigkeit, wenn nur eine begrenzte Reststrommenge ins Netz eingespeist wird (max. 20 %). Voraussetzun-
gen sind:  

- Die Haupttätigkeit muss nicht-wirtschaftlich sein;  
- Die PV-Anlage muss für den Eigenverbrauch der nicht-wirtschaftlich tätigen kommunalen Einrichtun-

gen genutzt werden; 
- Die Größe der PV-Anlage muss dem Stromverbrauch der nicht-wirtschaftlich tätigen kommunalen Ein-

richtungen entsprechen (d. h. nicht überdimensioniert sein).  
                                                      

Wirtschaftliche Nebentätigkeit ist übliche Zusatz-
leistung  

Infrastruktur wird fast ausschließlich für eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit genutzt und lediglich durch übliche Zu-
satzleistungen ergänzt. Es ist unwahrscheinlich, dass diese üblichen Zusatzleistungen Kunden aus anderen Mit-
gliedstaaten anziehen würden (keine eigene Sogwirkung). 
 
Bsp.: Restaurant, Cafe oder Bistro im Gebäude der städtischen Bibliothek, Souvenirshop im Museum oder kos-
tenpflichtige Parkplätze des Theaters 
 
Eigene Sogwirkung aber (+) wenn Restaurant so herausragend (Spitzenküche) ist, dass Kunden extra für dieses 
Restaurant kommen.  
 

 

 

Disclaimer: Bitte beachten Sie, dass dieser Leitfaden mit Stand 4.2.2026 der schnellen Einordnung von „Standardfällen“ nach dem derzeitigen Erkenntnisstand dienen soll. Der kurze Leitfaden kann 

weder die gesamte mögliche Komplexität der beihilferechtlichen Tatbestandsprüfung abbilden noch besitzt er eine „Ewigkeitsgarantie“, da sich jederzeit Neuerungen durch die europäische Recht-

sprechung und die Kommissionspraxis ergeben können. Bei Rückfragen und in Zweifelsfällen wenden Sie sich gerne an beihilferecht@smwa.sachsen.de.  

mailto:beihilferecht@smwa.sachsen.de

